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MITTEILUNG DER KOMMISSION AN DAS EUROPAISCHE PARLAMENT, DEN
EUROPAISCHEN RAT, DEN RAT, DEN EUROPAISCHEN WIRTSCHAFTS- UND
SOZIALAUSSCHUSS UND DEN AUSSCHUSS DER REGIONEN

Abschluss des ersten Europiischen Semesters fiir die Koordinierung der
Wirtschaftspolitik:
Orientierungen fiir die Politik der Mitgliedstaaten 2011-2012

1. DIE EU GESTARKT AUS DER KRISE HERAUSFUHREN

Die EU muss die schlimmste Wirtschaftskrise seit ihrer Griindung bewiéltigen — Regierungen
und Biirger sind bis dato unbekannten Belastungen ausgesetzt, und beispiellose Entscheidungen
werden binnen kiirzester Frist getroffen. Die Krise ist teuer und schmerzhaft. Europa war nicht
ithr Ausgangspunkt, und auch andere groe Volkswirtschaften durchleiden &hnliche
Erschiitterungen. Innerhalb der EU machen sich die Folgen von Land zu Land unterschiedlich
bemerkbar — einige Mitgliedstaaten haben den konjunkturellen Einbruch rasch hinter sich
gelassen, wihrend andere mit erheblichen Problemen konfrontiert sind. Die Prognosen der
Kommission weisen zwar aus, dass die wirtschaftliche Erholung in der gesamten EU an Boden
gewinnt, aber sie verlduft uneinheitlich, und die Aussichten sind weiterhin unsicher.

Ein ,,Weiter so wie bisher ist ausgeschlossen. Unsere Gesellschaften werden durch die
Erschiitterungen der vergangenen drei Jahre radikal in Mitleidenschaft gezogen und verdndert,
unser Wachstumspotenzial hat gelitten, unsere Staatsfinanzen und die Bankensysteme haben
gelitten und die Arbeitslosigkeit hat einen betrdchtlichen Teil der Bevolkerung und
insbesondere die jungen Menschen erfasst. Fiir viele Menschen werden die Zeiten auch in
absehbarer Zukunft hart bleiben. Anderen wird immer deutlicher, welche Folgen ein
Aufschwung ohne Arbeitsplitze haben konnte. Vielerorts reagieren die Menschen mit Arger
und Frustration.

Die Krise hat uns wieder daran erinnert, unsere Wirtschaften miteinander verwoben sind und
dass wir auch in Zukunft aufeinander angewiesen sein werden. Die EU ist ein gemeinsamer
Wirtschaftsraum. Sie besteht nicht aus 27 separaten Volkswirtschaften. Was ein Land
beeintrachtigt, beeintrdchtigt alle. Das gilt insbesondere fiir die 17 Mitgliedstaaten, die mit dem
Euro iiber eine gemeinsame Wéhrung verfiigen. Wenn wir unsere Wachstumskapazitit
wiedererlangen und gewdhrleisten wollen, dass sich die Wirtschaftsleistungen der
Mitgliedstaaten gegenseitig befliigeln und nicht behindern, miissen wir die gemeinsame EU-
Dimension in die politische Willensbildung auf nationaler Ebene einbringen, bevor
Entscheidungen gefillt werden. Die Notwendigkeit einer engeren politischen Koordinierung auf
der EU-Ebene riihrt nicht nur aus der Krise. Uber mehrere Jahre hinweg hatten sich
makrodkonomische Ungleichgewichte herangebildet, die vielen Mitgliedstaaten wenig oder
iiberhaupt keinen Handlungsspielraum lieBen, als die Krise ausbrach. Auch auf die
Globalisierung ist eine verstirkte politische Koordinierung die beste Antwort. Die
aufstrebenden Volkswirtschaften in den Schwellenlindern wurden von der Krise weniger
erfasst und weisen sehr hohe Wachstumsraten auf. Deswegen muss sich die EU unablissig um
eine Verbesserung ihrer Wettbewerbsfahigkeit auf den Weltmérkten bemiihen, wenn sie den
Lebensstandard ihrer Bevolkerung halten will.

Eine wesentliche Schlussfolgerung aus dieser Erfahrung ist die, dass eine Konzentration
lediglich auf die Defizitkriterien des Stabilitdts- und Wachstumspakts sowie eine unzureichende
Implementierung ernste Probleme in anderen Bereichen nicht verhindert haben. Deswegen
haben wir uns mit wichtigen Problemen erst befasst, als es zu spit war. Und wenn wir uns mit
thnen befassten, waren wir wenig geneigt, uns gegenseitig konstruktiv in Frage zu stellen, so
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dass sich kein Bewusstsein fiir die gemeinsame Verantwortung heranbilden konnte. Zu oft hat
der Druck des Marktes unser Handeln diktiert.

Auf die plotzliche Krise hat die EU mit einer gemeinsamen, kohdrenten und umfassenden
Antwort reagiert. Sie hat Konjunkturprogramme aufgelegt, die Rettung und Umstrukturierung
von Banken koordiniert, die Aufsicht iiber die Finanzdienstleistungen komplett neugestaltet,
mehrere  Mitgliedstaaten mit makrookonomischen —Finanzhilfen unterstiitzt', neue
Unterstiitzungsmechanismen zur Wahrung der Finanzstabilitit im FEuro-Waihrungsgebiet
geschaffen und mit der Strategie ,,Europa 2020“* ehrgeizige Ziele fiir einen neuen Weg zu
einem intelligenten, nachhaltigen und integrativen Wachstum gesetzt.

Eine neue europdische  Ordnungspolitik ist im  Entstthen begriffen. Die
Gesetzgebungsvorschlige der Kommission und die Arbeit der vom Ratsprisidenten geleiteten
Task Force werden zu einer vollstaindigen Neugestaltung der EU-Instrumente zur Verhinderung
makrookonomischer Ungleichgewichte und zur Starkung des Stabilitits- und Wachstumspakts
fithren. Im Friihjahr dieses Jahres haben die Mitgliedstaaten des Euro-Wéhrungsgebiets und
mehrere weitere Mitgliedstaaten® im Euro-Plus-Pakt zusitzliche Anstrengungen vereinbart, um
Wettbewerbsfahigkeit, Beschaftigung, langfristige Tragfahigkeit der 6ffentlichen Finanzen und
Finanzstabilitét zu stirken.

Die EU stellt mit einer neuen Arbeitsmethode — dem Europidischen Semester — sicher, dass
wichtige Prioritdten auf der EU-Ebene gemeinsam erortert werden, bevor Beschliisse auf
nationaler Ebene gefasst werden, und nicht nachher. Die Ergebnisse dieser Erorterung miissen
sich anschlieBend tatsdchlich in der Willensbildung auf nationaler Ebene und insbesondere in
den einzelstaatlichen Haushalten und Strukturreformen widerspiegeln, damit die nationalen und
europdischen Maflnahmen so aufeinander abgestimmt werden, dass sie Wirkung entfalten und
die Fortschritte nachverfolgt werden konnen.

Die Kommission legt jetzt auf der Grundlage ihrer Bewertung der von den Mitgliedstaaten
vorgelegten Programme lidnderspezifische Empfehlungen sowie Empfehlungen fiir das Euro-
Wihrungsgebiet vor. Diese Empfehlungen beschrinken sich auf wichtige Prioritéiten, die in den
nichsten 12-18 Monaten angegangen werden miissen. Es handelt sich um eine bewusste
Beschrinkung auf die dringlichsten Herausforderungen und auf das im anvisierten Zeitraum
Mogliche unter Berlicksichtigung der besonderen Gegebenheiten in den einzelnen
Mitgliedstaaten. Gegeniiber den Mitgliedstaaten, die externe Finanzhilfen erhalten, beschrinkt
sich die Kommission auf lediglich eine Empfehlung: die piinktliche Durchfiihrung der
vereinbarten Verpflichtungen. Die beigefiigten Arbeitspapiere enthalten ausfiihrlichere
Analysen, in denen Aspekte struktureller Natur und mittelfristige Prioritdten insbesondere im
Hinblick auf die Verwirklichung der Ziele der Strategie ,,Europa 2020 hervorgehoben werden.
Nach ihrer Annahme durch den Rat sollten die Mitgliedstaaten diese Empfehlungen in ihre
politische Willensbildung auf nationaler Ebene und in die Aufstellung ihrer Haushalte
einflieBen lassen.

Griechenland, Irland, Lettland, Portugal und Ruménien.

Die Strategie listet fiinf Kernziele auf, die bis 2020 erreicht werden sollen: Anhebung der
Beschiftigungsquote auf 75 %, Steigerung der FuE-Investitionen auf 3 % des BIP, Verwirklichung der
Klima- und Energieziele (,,20-20-20), Steigerung des Anteils der Hochschulabsolventen auf mindestens
40 % der Bevolkerung und Verringerung der Schulabbrecherquote auf unter 10 %, Férderung der sozialen
Integration, indem mindestens 20 Millionen Menschen aus der Armut oder der Ausgrenzung herausgeholt
werden.

Bulgarien, Danemark, Lettland, Litauen, Polen und Ruméinien.
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1. Das erste Européische Semester

Das Europdische Semester begann im Januar 2011 mit dem Jahreswachstumsbericht und dem
Gemeinsamen Beschiftigungsbericht der Kommission®, in dem sie die wichtigsten sozialen und
wirtschaftlichen Herausforderungen fiir die EU darlegte. Der Européische Rat bestitigte und ergénzte
die Orientierungen des Jahreswachstumsberichts auf seiner Friihjahrstagung. Vor diesem Hintergrund
sollten die Mitgliedstaaten bis Ende April Stabilitéts- oder Konvergenzprogramme — zur Haushaltslage —
und nationale Reformprogramme — mit MafBlnahmen zur Foérderung von Wachstum und Beschéftigung
und zur Verwirklichung der Ziele der Strategie ,,Europa 2020“ — vorlegen’. Dariiber hinaus haben die
meisten Mitglieder des Euro-Plus-Pakts spezifische Verpflichtungen auf der Grundlage des Pakts
vorgelegt (siche weiter unten).

Die Kommission hat diese Programme und Verpflichtungen bewertet und legt jetzt fiir jedes einzelne
Land einen Katalog von Empfehlungen vor, damit der Europdische Rat auf seiner Junitagung dieses
erste Semester abschlief3en kann. Der Kommission ist durchaus bewusst, dass Reformen Zeit brauchen,
bevor Ergebnisse sichtbar werden; sie hat sich in ithrem Empfehlungen auf Bereiche konzentriert, wo
jetzt neue Schritte erforderlich sind.

Aufgrund dieser ersten Erfahrung ist die Kommission der Auffassung, dass das Europidische Semester
eine sinnvolle Steuerungsmethode fiir eine umfassende, transparente und rechtzeitige Unterstiitzung der
politischen Willensbildung in der EU und den Mitgliedstaaten sein kann, sofern die Mitgliedstaaten
gemeinsam die wichtigsten politischen Leitlinien beschlieBen und den Empfehlungen des Rates
nachkommen.

- Die gleichzeitige Vorlage der Stabilitits- und Konvergenzprogramme und der nationalen
Reformprogramme versetzt die EU in die Lage, die -einzelstaatlichen Wachstums- und
Haushaltsstrategien zusammen zu bewerten, einschlielich ansonsten moglicherweise verborgen
gebliebener Risiken, Ungleichgewichte und Zielkonflikte. Deswegen legt die Kommission fiir jeden
Mitgliedstaat — unter Einhaltung der jeweiligen Rechtsgrundlage — einen integrierten Vorschlag mit
Einzelempfehlungen vor. Der Rat sollte an jeden Mitgliedstaat ein einziges Paket von Empfehlungen
richten, das auch seine Haltung zur Haushaltslage umfasst.

- Dank der Verkniipfung von Orientierungen fiir die EU-Ebene und fiir die einzelnen Mitgliedstaaten
kann die politische Tagesordnung der einzelnen Mitgliedstaaten vor dem Hintergrund der EU-Ziele
erortert und vorgestellt werden. Dadurch kann die EU-Dimension in die politische Willensbildung auf
nationaler Ebene einflieBen, bevor Entscheidungen geféllt werden. Die EU kann auf diese Weise eine
Bestandsaufnahme der Anstrengungen der Mitgliedstaaten vornehmen und beispielsweise im Kontext
der Leitinitiativen der Strategie Europa 2020 iiber ergéinzende MaBnahmen beschlieBen®.

- Durch die Verbindung kurzfristiger Orientierung und mittelfristiger Ziele konnen die EU und ihre
Mitgliedstaaten mit der Zeit einen abgestimmten Reformfahrplan entwickeln und eine erfolgreichere,
besser koordinierte Politik betreiben.

,Jahreswachstumsbericht 2011: Gesamtkonzept der EU zur Krisenbewéltigung nimmt weiter Gestalt an*,
KOM(2011) 11, 12.1.2011. Das KOM-Dokument enthielt auch den Entwurf des Gemeinsamen
Beschéftigungsberichts.

Portugal und Griechenland haben offiziell keine Stabilititsprogramme vorgelegt. Thre Politik ist
Gegenstand regelméBiger Erorterungen im Rahmen der Hilfsprogramme.

Als Beitrag zur Verwirklichung der Ziele von Europa 2020 hat die Kommission einer Reihe von
Leitinitiativen auf EU-Ebene angeregt: ,Digitale Agenda®“, ,Innovationsunion®, ,Industriepolitik im
Zeitalter  der  Globalisierung®™, ,Jugend in  Bewegung®“, ,Neue Kompetenzen und
Beschiftigungsmdglichkeiten®, ,,Bekdmpfung der Armut® und ,,Ressourcenschonendes Europa®. Ferner
hat sie in einer neuen ,Binnenmarktakte Malnahmen vorgeschlagen, um dem Europdischen
Binnenmarkt neue Impulse zu verleihen.
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2. BEWERTUNG DER KOMMISSION UND EMPFEHLUNGEN

Insgesamt kommt die Kommission zu dem Ergebnis, dass die von den Mitgliedstaaten
vorgelegten Programme einen guten Ausgangspunkt fiir eine nachhaltige wirtschaftliche
Erholung in Europa, die Bewiiltigung der haushaltspolitischen Herausforderungen und fiir
den Anstofi zu ambitionierten Reformen auf nationaler Ebene bieten. Die Orientierungen des
Jahreswachstumsberichts wurden weitgehend in den einzelstaatlichen Planungen
aufgegriffen. Die Annahme nationaler Ziele zeigt, dass sich die Mitgliedstaaten die Ziele der
Strategie Europa 2020 in erheblichem Ausmaf zu eigen gemacht haben 7,

Allerdings stellt die Kommission mit Sorge fest, dass die EU bei Erfiillung aller
eingegangenen Verpflichtungen zusammengenommen ihre Kernziele bis 2020 noch nicht
erreichen wiirde. Auf der Grundlage der Verpflichtungen der Mitgliedstaaten diirfte die EU
ihre Ziele beim Emissionsabbau, bei den erneuerbaren Energien und bei der Verringerung
der Schulabbrecherquote erreichen. Zusiitzliche Anstrengungen sind vonnéten, um die Ziele
in den Bereichen Beschiiftigung, Forschung und Entwicklung, Energieeffizienz,
(Hochschul-)Bildung und Armut zu verwirklichen.

Im Zeitraum 2011/2012 sehen sich die Mitgliedstaaten vor dem Hintergrund einer sehr
schwierigen Gesamtlage weitreichenden Herausforderungen gegeniiber. Der haushaltspolitische
Spielraum ist sehr begrenzt, und in mehreren Mitgliedstaaten macht sich unter den Biirgern
angesichts der spiirbaren Auswirkungen der Krise erhebliche Unzufriedenheit breit. Allerdings
werden viele der zur Uberwindung struktureller Schwichen notwendigen Verinderungen, die
oft iiber Jahre hinweg hinausgezogert wurden, unter dem Druck der Ereignisse inzwischen
erwogen oder vollzogen. Am deutlichsten wird das in jenen Mitgliedstaaten, die von der EU,
anderen Mitgliedstaaten und dem IWF Finanzhilfen erhalten, aber es spiegelt sich in allen
nationalen Programmen wieder, wenn auch in unterschiedlichem Ausmaf.

In ihrer Bewertung erkennt die Kommission an, dass die Reformanstrengungen der
Mitgliedstaaten bereits sehr weit gehen und dass es weder ein auf alle passendes Allheilmittel
noch ein Patentrezept gibt: nicht alle sollten und kdnnen gleichzeitig an allen Fronten handeln.
Aber angesichts des Ernstes der Lage und der Interdependenz unserer Volkswirtschaften
empfichlt sie den Mitgliedstaaten = MalBnahmen in den nachstehenden, im
Jahrswachstumsbericht aufgefiihrten Bereichen:

Mit Ausnahme des Vereinigten Konigreichs, das fiir mehrere Bereiche qualitative Ziele vorgelegt hat, und
Luxemburgs, das vor kurzem sein Armutsziel zuriickgezogen hat.
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Wachstumsvoraussetzungen

Derzeit sind gegen 24 Mitgliedstaaten Defizitverfahren anhéngig, und die
Schulden der 6ffentlichen Hand befinden sich immer noch auf einem Besorgnis
erregenden Niveau. Vor diesem Hintergrund haben die meisten Mitgliedstaaten
mit umfassenden Konsolidierungsanstrengungen begonnen und stellen
inzwischen Hohe und Struktur sowohl der Einnahmen- als auch der
Ausgabenseite ihrer Haushalte grundlegend auf den Priifstand. Die Annahme
verschirfter Haushaltsregeln, einschlieBlich  Ausgabenbegrenzungen und
sogenannter ,,Schuldenbremsen®, in einigen Mitgliedstaaten ist ein Schritt in die
richtige Richtung. Mehrere Mitgliedstaaten reformieren aullerdem ihre
offentliche Verwaltung und die Sozialversicherungssysteme, um eine bessere
Kontrolle iiber das Ausgabenniveau zu erlangen. Fiir die Kommission ist es
unabdingbar, an den vereinbarten Fristen fiir die Korrektur iiberméBiger Defizite
festzuhalten, die Haushalte ziigig zu konsolidieren und auf die vom Rat
aufgefiihrten mittelfristigen Haushaltsziele hinzuarbeiten. Dabei sollte sorgfiltig
auf die Qualitdt der offentlichen Ausgaben und die Struktur des Steuersystems
geachtet werden, um wachstumsfordernde Posten wie Investitionen in
Forschung, Bildung und Energieeffizienz zu schonen oder zu stirken®.

Die Korrektur der im letzten Jahrzehnt entstandenen makrodkonomischen
Ungleichgewichte ist in einigen Mitgliedstaaten nur langsam vorangekommen.
Hier sind weitergehende Korrekturen erforderlich. Insbesondere jene
Mitgliedstaaten mit hohen, durch einen stetigen Verlust an Wettbewerbsféhigkeit
und zuvor giinstige Darlehenskonditionen verursachten Leistungsbilanzdefiziten
miissen weitere Schritte ergreifen, um ihre strukturellen Schwéchen anzugehen.
In einigen Fillen konnte das die Uberpriifung der Lohnbildungssysteme im
Gesprich mit den Sozialpartnern einschlieBen, damit die Lohne die
Wettbewerbsfahigkeit stiitzen und sich analog zum Produktivititswachstum
entwickeln. In anderen Féllen wird die vordringliche Aufgabe die Einleitung
produktivititsfordernder ~ Strukturreformen sein, durch die u. a. die
wirtschaftliche Tatigkeit auf Sektoren mit hoher Wertschopfung und auf den
Sektor fiir handelbare Giiter umgelenkt wird. In Mitgliedstaaten mit hohen
Leistungsbilanziiberschiissen sind einige gegenldufige Trends zu beobachten.
Eine durchaus mogliche weitere Belebung der Binnennachfrage ldsst sich vor
allem durch beschiftigungsfordernde MaBnahmen und die Offnung von
Dienstleistungssektoren und netzgebundenen Industrien erreichen.

Die Féhigkeit des Bankensektors zur Finanzierung der Realwirtschaft gibt in
einigen Mitgliedstaaten weiterhin Anlass zu Bedenken. Die Ergebnisse der
neuen Banken-Stresstests, die in Kiirze veroffentlicht werden, sollten
unverziiglich zu Mallnahmen fiihren, mit denen die verbliebenen Schwachstellen
beseitigt werden. Abgesehen von der noch nicht abgeschlossenen Neugestaltung
des Regulierungsrahmens auf EU-Ebene beflirwortet die Kommission eine Reihe
von Systemreformen zur Modernisierung der Funktionsweise einiger nationaler
Systeme sowie ihrer Regulierung und Kontrolle. Mehrere Mitgliedstaaten sollten
auch eine Verschiarfung ihrer Rahmenvorschriften fiir Hypothekenkredite ins
Auge fassen, um Immobilienblasen vorzubeugen und die Uberschuldung privater
Haushalte abzubauen.

Dazu zdhlt auch die Abschaffung umweltschidlicher Subventionen.
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Mobilisierung der Arbeitsmdrkte und Schaffung neuer Beschdftigungsmoglichkeiten

Die meisten Mitgliedstaaten sind im Begriff, ihre Altersversorgung zu
reformieren, um den mit der Bevolkerungsalterung verbundenen
Ausgabenanstieg zu begrenzen und Anreize filir einen lingeren Verbleib im
Erwerbsleben zu schaffen. Die Anhebung des gesetzlichen Rentenalters und
seine Verkniipfung mit der Lebenserwartung stellen weiterhin eine Prioritét dar;
dabei kann sich die Einfiihrung automatischer bzw. auf einer Formel basierender
Verbindungen von Renteneintritt und Lebenserwartung als wirksames
Instrument herausstellen. Das Zuriickfahren von Vorruhestandsregelungen und
die Forderung der Beschéftigungsfahigkeit von Arbeitnehmern iiber 50 sind
unabdingbarer Bestandteil der politischen Antwort auf diese Herausforderung.
Angesichts der Auswirkungen der Finanzkrise auf private Pensionsfonds sollten
Mitgliedstaaten, in denen die Altersversorgung auf einem Zwei- oder Drei-
Sdulen-Modell ruht, die unabhdngige Tragfdhigkeit der einzelnen S&ulen
gewihrleisten. In manchen Mitgliedstaaten stellt die Angemessenheit des
Rentenniveaus fiir einen wiirdigen Lebensstandard im Alter eine aktuelle oder
kiinftige Herausforderung dar.

In mehreren Mitgliedstaaten hat die Krise einen drastischen Anstieg der
Arbeitslosigkeit zur Folge gehabt, manchmal gekoppelt mit einem starken
Riickgang der Beschiftigungsquote, und die am meisten gefdhrdeten Gruppen
hatten oft am stirksten darunter zu leiden. Die Gefahr, dass bestimmte Personen
arbeitslos oder ausgegrenzt werden, kann eintreten, wenn ihr nicht vorbeugend
begegnet wird. Wirksame Unterstiitzungsma3nahmen und Arbeitsvermittlungs-
Leistungen tragen wesentlich dazu bei, dass Arbeitslose eine Stelle finden und
sich weiter qualifizieren. Besonderes Augenmerk sollte auch den von Armut
Betroffenen und anderen besonders gefdhrdeten Personengruppen gelten.

Mehrere Mitgliedstaaten sollten sich aktiver um eine Verbesserung des
Bildungsniveaus und Moglichkeiten fiir ein lebenslanges Lernen bemiihen, um
die Beschiftigungsfahigkeit zu fordern und das Humankapital zu stirken. Einige
Mitgliedstaaten miissen sich besonders intensiv um eine Verringerung der
Schulabbrecherquote kiimmern und fiir Ausbildungsplitze und angemessene
berufliche Bildung sorgen. Gegen die hohe Jugendarbeitslosigkeit werden
gezielte MalBlnahmen empfohlen. In vielen Mitgliedstaaten lédsst sich eine rasche
Alterung der Erwerbsbevolkerung beobachten, so dass die konjunkturelle
Erholung schon bald zu einem wachsenden Mangel an qualifizierten
Arbeitskréften fiihren konnte. Das Bildungs- und Ausbildungsniveau mit den
Bediirfnissen des Arbeitsmarktes in Einklang zu bringen ist daher eine Prioritit.

Einige Mitgliedstaaten leiden immer noch unter einer Segmentierung ihrer
Arbeitsmérkte in  unterschiedliche = Vertragsverhiltnisse und miissen
entschlossener auf eine wirkungsvolle — und faire — Kombination von Flexibilitét
und Sicherheit in Arbeitsvertragen (,,Flexicurity*) hinarbeiten. Sie sollten u.a.
thre Kiindigungsschutzvorschriften so austarieren, dass sie Anreize fiir die
Schaffung von Arbeitsplatzen, die Erwerbsbeteiligung, die
branchentibergreifende Mobilitit und die Ansammlung von Humankapital
bieten.
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Unzureichende Beachtung fand bisher die steuerliche Entlastung des Faktors
Arbeit, insbesondere im Bereich der Niedriglohne und der gering Qualifizierten.
In Zuge ihres haushaltspolitischen Konsolidierungskurses werden sich viele
Mitgliedstaaten veranlasst sehen, sowohl die Einnahmen- als auch die
Ausgabenseite ihrer Haushalte auf den Priifstand zu stellen. Generell wird
empfohlen, die Besteuerung vom Faktor Arbeit auf den Verbrauch und/oder die
Forderung von Umweltanliegen zu verlagern. Es muss auch mehr zur
Beseitigung sozialer oder steuerlicher Hindernisse fiir die Aufnahme oder
Beibehaltung einer Berufstitigkeit fiir Zweitverdiener unternommen werden. In
diesem Zusammenhang werden vor allem eine Uberpriifung von Steuern und
Leistungen, mehr Kinderbetreuungseinrichtungen und flexiblere
Beschiftigungsformen empfohlen.

Schwerpunkt Wachstum

Mehrere Mitgliedstaaten hinken mit der Umsetzung der
Dienstleistungsrichtlinie’ hinterher, was die Belebung des Dienstleistungssektors
unnodtig verzdgert. Thnen werden eine Reihe konkreter Schritte empfohlen, um
das Wachstums- und Beschiftigungspotenzial des Binnenmarkts auszuschopfen,
wie die Beseitigung ungerechtfertigter Zutrittsschranken, eine weitere
Liberalisierung freier Berufe durch Authebung von Quoten und
AbschottungsmaBBnahmen, eine Belebung des Wettbewerbs in netzgebundenen
Wirtschaftszweigen und eine  strategischere = Nutzung der hohen
Investitionsbetrdge im 6ffentlichen Auftragswesen.

Im Zuge ihrer Haushaltskonsolidierung miissen die Mitgliedstaaten iiberlegen,
wie Ausgaben flir Forschung und Bildung sowie fiir die zur Verstetigung des
Wachstums erforderlichen Infrastrukturen Vorrang eingeraumt werden kann, und
wie die Ausgabenqualitit und die Effizienz von Dienstleistungen optimiert
werden konnen.

Der Zugang innovativer Unternehmen zu Finanzierungsmoglichkeiten,
insbesondere Wagniskapital fir KMU, muss verbessert werden. AufBlerdem
sollten KMU insbesondere in der Griindungsphase unterstiitzt werden, z.B. durch
vereinfachte Lizenzierungs- und Genehmigungsverfahren mit kiirzeren Fristen
und geringeren Kosten und Verbesserung des Schutzes von Investoren.

Besonders betont wird, dass eine Reihe von Mitgliedstaaten die Energieeffizienz
fordern muss. Das erhoht nicht nur die Versorgungssicherheit und trigt zum
Kampf gegen den Klimawandel bei, sondern erleichtert auch die Verbreitung
innovativer Technologien und die Schaffung hochwertiger Arbeitsplétze.

Manche Mitgliedstaaten miissen Verwaltungslasten fiir die Unternehmen senken
und Kapazitit und Leistung der offentlichen Verwaltungen und der Justiz
steigern. In mehreren Féllen ist es dringend erforderlich, durch Biirokratieabbau
und groBere Transparenz bei der Vergabe Offentlicher Auftrige die
Rahmenbedingungen fiir die Unternehmen zu verbessern. Mehreren
Mitgliedstaaten wird zudem empfohlen, von den EU-Mitteln besseren Gebrauch
zu machen.

’ Richtlinie 2006/123/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 iiber
Dienstleistungen im Binnenmarkt.
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2. Der Euro-Plus-Pakt: Bestandsaufnahme der eingegangenen Verpflichtungen

Der Euro-Plus-Pakt war im Mirz 2011 von den Staats- und Regierungschefs des Euro-Wéhrungsgebiets
und Bulgariens, Danemarks, Lettlands, Litauens, Polens und Ruméiniens geschlossen worden. Er soll die
wirtschaftliche Sdule der Wahrungsunion stirken, der Koordinierung der Wirtschaftspolitik eine neue
Qualitét verleihen, die Wettbewerbsfahigkeit verbessern und dadurch eine héhere Konvergenz bewirken.
In dem Pakt wird der Schwerpunkt vor allem auf die Bereiche gelegt, die in die einzelstaatliche
Zustandigkeit fallen und die fiir die Steigerung der Wettbewerbsfiahigkeit und die Vermeidung
schédlicher Ungleichgewichte von entscheidender Bedeutung sind. Er stellt ab auf besondere zusétzliche
Anstrengungen sowie konkrete Verpflichtungen und Maflnahmen, die ehrgeiziger sind als die bereits im
EU-Rahmen vereinbarten, und sieht einen Zeitplan fiir die Umsetzung vor. Die neuen Verpflichtungen
werden in die nationalen Reform- und Stabilititsprogramme aufgenommen und dem reguldren EU-
Uberwachungsverfahren unterworfen.

Die Mehrzahl der 23 beteiligten Lander hat Verpflichtungen — insgesamt iiber 100 EinzelmaBnahmen —
zu den meisten, wenn nicht allen unter den Pakt fallenden Bereichen vorgelegt: Stirkung der
Wettbewerbsfahigkeit, Forderung der Beschiftigung, Beitrag zur Nachhaltigkeit der offentlichen
Finanzen und Stiarkung der Finanzstabilitt.

Allerdings sind Ehrgeiz und Prizision der Verpflichtungen uneinheitlich:
- Fiinf Mitglieder des Pakts haben ihre Verpflichtungen noch nicht vorgelegt'®.

- Die Verpflichtungen konzentrieren sich generell auf das Vorziehen wachstumsfordernder Reformen
zur Stiarkung der Wettbewerbsfahigkeit, insbesondere in netzgebundenen Wirtschaftszweigen und im
Dienstleistungssektor. In vielen Féllen geht es um beschéftigungspolitische MaBnahmen mit dem
Schwerpunkt Bildung und Qualifizierung. Sie umfassen aber auch HaushaltskonsolidierungsmafBnahmen
wie die rechtliche Verankerung strengerer Haushaltsdisziplin und — in einem geringeren Ausmal} — die
Festigung der Stabilitdt des Finanzsektors, insbesondere durch eine strengere Finanzaufsicht. Kiinftig
sollte auch groBeres Augenmerk auf eine pragmatische Abstimmung der Steuerpolitik in Form einer
Ubernahme bewihrter Praktiken, Vermeidung schidlicher Mainahmen und Vorschlige zur
Bekdmpfung von Steuerbetrug und Steuerhinterziehung gerichtet werden.

Einige Mitglieder verpflichten sich auf kontrollierbare MaBnahmen wie den Erlass spezifischer
Rechtsvorschriften oder das Auflegen von Programmen (unter Angabe des Mittelvolumens), wiahrend
andere allgemeinere Verpflichtungen eingehen wie den Abbau der Arbeitslosigkeit gering Qualifizierter,
die Beibehaltung niedriger Steuern, die Verbesserung der Rahmenbedingungen fiir Unternehmen durch
Biirokratieabbau oder die Umsetzung von EU-Richtlinien.

Selbst die eingegangenen spezifischen Zusagen scheinen sich mehrheitlich auf laufende
Gesetzgebungsvorhaben als auf kiinftige, durch den Pakt motivierte Reformvorhaben zu beziehen. Auch
geht aus den bisherigen Verpflichtungen nicht hervor, dass die Mitgliedstaaten bewahrten
Vorgehensweisen Rechnung tragen und sich an den Leistungsstirksten innerhalb Europas, aber auch
unter den strategischen Partnern messen.

Die Bewertung der Verpflichtungen durch die Kommission schldgt sich in den Empfehlungen nieder. In
vielen Féllen wird eine spezifische Empfehlung zu Bereichen formuliert, die in den Verpflichtungen auf
der Grundlage des Pakts eher allgemein beschrieben werden, beispielsweise Rentenreform, Besteuerung
des Faktors Arbeit und Anhebung des Qualifikationsniveaus.

10 Finnland, Griechenland, Lettland, Portugal und Slowenien.
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3. NACHSTE SCHRITTE

Die Kommission fordert den Europdischen Rat auf, ihren Empfehlungen auf seiner Tagung im
Juni 2011 zuzustimmen, bevor sie vom Rat férmlich angenommen werden..

Auf der EU-Ebene steht im Nachgang zum Européischen Semester Folgendes an:

Der Gesetzgeber sollte das neue Gesetzgebungspaket zur Vermeidung und
Korrektur von Ungleichgewichten und zur Stirkung des Stabilitits- und
Wachstumspakts annehmen. Damit wiirden die gemeinsamen Instrumente zur
Bewertung der Lage und zur Gewéhrleistung angemessener FolgemaBnahmen
konsolidiert.

Der Rat sollte in seinen verschiedenen Zusammensetzungen die Politik und die
Erfolge der Mitgliedstaaten im Lichte der ldnderspezifischen Empfehlungen
priifen, ihre Umsetzung beobachten und zu spezifischen Themen Erfahrungen
austauschen und bewiéhrte Praktiken identifizieren.

Im Nachgang zu den spezifischen Empfehlungen an ihre Mitglieder sollte die
Euro-Gruppe ihre politische Koordinierung intensivieren und ihr Augenmerk
dabei insbesondere auf die Identifizierung und Vermeidung von
Ungleichgewichten richten. AuBerdem sollte sie die Umsetzung der
Empfehlungen iiberwachen.

Wie im Euro-Plus-Pakt vereinbart werden die Staats- und Regierungschefs der
beteiligten Mitgliedstaaten ihre Verpflichtungen auf der politischen Ebene
iiberwachen. Angesichts der Erfahrungen der Kommission mit der Bewertung
der ersten Verpflichtungen sollten die Mitgliedstaaten kiinftig spezifischere,
messbare und zeitgebundene Verpflichtungen eingehen, damit die Fortschritte
kontrolliert werden konnen. Diese Verpflichtungen sollten in die Ausarbeitung
und Durchfiihrung der nationalen Reformprogramme und der Stabilitdts- oder
Konvergenzprogramme einflieen.

Das Europdische Parlament sollte Gelegenheit erhalten, die Fortschritte in den
wesentlichen Punkten der Strategie ,,Europa 2020 zu iberpriifen und zum
nichsten Jahreswachstumsbericht der Kommission Stellung zu nehmen. Auch
dem Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und dem Ausschuss der
Regionen kommt in diesem Zusammenhang eine wichtige Rolle zu.

Die Kommission wird zuerst auf EU-Ebene mit dem néchsten
Jahreswachstumsbericht im Januar 2012 und dann fiir die einzelnen
Mitgliedstaaten mit ihren Orientierungen fiir das kommende Jahr eine
Bestandsaufnahme der Fortschritte bei der Befolgung der lédnderspezifischen
Empfehlungen vornehmen. Sie wird die Bemiihungen der Mitgliedstaaten durch
MafBnahmen auf EU-Ebene zur Durchfiithrung der Leitinitiativen von Europa
2020  und  verstirkte  Anstrengungen  zur  Ausschopfung  des
Binnenmarktpotenzials insbesondere auf der Grundlage der Binnenmarktakte.

Mit dem Abschluss des ersten Europdischen Semesters wird ein neues ,,nationales Semester
eingeldutet: im zweiten Halbjahr sind die Mitgliedstaaten aufgefordert, die europdischen
Vorgaben zu erortern und in ihre Haushaltspléne fiir 2012 sowie in ihre politische
Willensbildung einzubeziehen, auch im Hinblick auf die Ausarbeitung der nichsten nationalen
Programme im Friihjahr 2012.

10
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Da sich einige Mitgliedstaaten in diesem ersten Jahr angesichts der aktuellen Schwierigkeiten
mit Zielen und quantifizierbaren Vorgaben noch zuriickhalten, werden in den kommenden
Jahren zusidtzliche Anstrengungen erforderlich werden, damit in der EU ausreichende
Investitionen in intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum flieBen. Die
Mitgliedstaaten miissen Ausgaben fiir Forschung und Bildung sowie fiir wichtige Infrastruktur
besser schiitzen. Sie sollten ferner dem Dienstleistungssektor groflere Entfaltungsmoglichkeiten
bieten, u.a. durch die Beseitigung von Beschiftigungs- und Wettbewerbshindernissen in
wichtigen netzgebundenen Branchen und rasche Entscheidungen iiber die in der
Binnenmarktakte vorgeschlagenen Mallnahmen. Die meisten Mitgliedstaaten konnten mehr zur
Verbesserung der Rahmenbedingungen fiir Unternehmen tun, durch bessere Rechtsetzung,
Verzicht auf ein ,,Draufsatteln” bei der Umsetzung von Unionsrecht und Erleichterung des
Zugangs von KMU zu Finanzierungsmdglichkeiten. Malnahmen zur Forderung von Flexibilitét
und Sicherheit im Beschiftigungswesen und zur Dbesseren Abstimmung des
Qualifikationsniveaus auf die Bediirfnisse des Arbeitsmarktes sollten fortgesetzt werden.

Bei der Fortsetzung ihrer Konsolidierungspolitik und ihrer Strukturreformen miissen die
Mitgliedstaaten Wege finden, die sozialen Folgen der begonnenen Verdnderungen zu
bewiltigen. Die EU hat in ihre Strategie ,,Europa 2020 bewusst ein Integrationsziel
einbezogen: bis 2020 sollten mindestens 20 Millionen Menschen aus der Armut oder der
Ausgrenzung herausgeholt werden. Die Entwicklungen in vielen Mitgliedstaaten verdeutlichen
die wachsende Gefahr von Armut und Marginalisierung, wenn nicht aktiv gegengesteuert wird.
Die in den nationalen Programmen beschriebenen MaBBnahmen reichen nicht aus, um dieses
Ziel zu erreichen. Hier ist ein groferes Engagement der Mitgliedstaaten erforderlich.

Im Interesse der Legitimitdit und Wirksamkeit der neuen EU-Ordnungspolitik sollten die
Mitgliedstaaten iiberlegen, wie die nationalen Parlamente, die regionalen und kommunalen
Behorden und andere Beteiligte optimal in die Ausarbeitung und Nachbegleitung ihrer
Programme einbezogen werden konnen. Die Kommission ist gerne bereit, sich unterstiitzend an
den Erdrterungen auf nationaler Ebene, die Teil dieser neuen, stirkeren EU-Ordnungspolitik
sind, zu beteiligen.

Wir miissen den durch die Krise bewirkten Verdanderungsdruck nutzen, um die EU gestirkt aus
der Krise zu fiihren und fiir die Zukunft zu wappnen, damit sie sich mit Selbstvertrauen und
Erfolg auf den Weltmirkten behaupten kann. Dieses Europdische Semester ist der erste Schritt
auf unserem Weg zu den Zielen von 2020. Es verleiht der wirtschaftspolitischen Koordinierung
und Steuerung in der EU eine neue Qualitit. Durch die Intensivierung unseres Engagements auf
der nationalen Ebene und die Zusammenarbeit auf der EU-Ebene schaffen wir bessere
Voraussetzungen fiir nachhaltiges Wachstum und bessere Zukunftschancen unserer Biirger.

11

DE



	Vorblatt
	0357-11-Text
	1. Die EU gestärkt aus der Krise herausführen 
	2. Bewertung der Kommission und Empfehlungen
	3. Nächste Schritte




